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ZUKUNFTSFRAGEN

„Klimaschutzgesetz“: Eine gesetzliche Verpflichtung 
zur Energieeinsparung?
Knut Kübler 

Nach der Bundestagswahl am 26.09.2021 haben SPD, Bündnis90/Die Grünen und FDP Gespräche zur Bildung einer Bun-
desregierung aufgenommen. Im Mittelpunkt steht auch die Frage, wie die Akzente in der Energie- und Klimapolitik neu ge-
setzt werden sollen. Als Ziel wird ein drastisch beschleunigter Ausbau der erneuerbaren Energien genannt. In dem Papier, 
das die Ergebnisse der Sondierungen zusammenfasst, findet sich auch ein klares Bekenntnis zum „Klimaschutzgesetz“. Das 
ist bemerkenswert, da sich mit dieser Aussage Erwartungen an ein deutlich größeres Engagement der Politik auf dem Feld 
der Energieeinsparung verbinden lassen. 

SPD, Bündnis90/Die Grünen und FDP ha-
ben in ihren Wahlprogrammen eine grund-
legende Neuausrichtung der Energie- und 
Klimapolitik versprochen. Dieses Verspre-
chen soll jetzt umgesetzt werden. Dabei wird 
die neue Bundesregierung naturgemäß auf 
den Fundamenten aufbauen müssen, die 
bereits vorhanden sind. Und so ist absehbar, 
dass das Bundes-Klimaschutzgesetz 2021 
die künftige Politik prägen wird. Es lohnt 
sich daher, sich näher mit diesem Gesetz 
und den damit verbundenen energiewirt-
schaftlichen Konsequenzen zu beschäftigen.

Ausgangslage 

Die Frage, ob und wie der Mensch das Klima 
verändert, beschäftigt die Wissenschaft 
schon lange. Interessant ist ein Blick zurück. 
Er zeigt, wie sich die Bewertungen über die 
Jahre verändert haben. 1981 stellte der Rat 
von Sachverständigen für Umweltfragen der 
Bundesregierung in einem Sondergutachten 
„Energie und Umwelt“ noch fest: „Der Rat 
misst nach Abwägung aller bekannt gewor-
denen Fakten der CO2-Belastung aus dem 
Verbrauch fossiler Brennstoffe keine wesent-
liche Bedeutung für das globale Klima zu“ [1]. 

Heute ist der Einfluss des Menschen auf das 
Klimasystem im Wesentlichen unbestritten. 
So heißt es etwa im IPCC-Sonderbericht des 
Jahres 2018: „Menschliche Aktivitäten ha-
ben etwa 1,0°C globale Erwärmung gegen-
über dem vorindustriellen Niveau verur-
sacht“ (ergänzt mit der für das Verständnis 
wichtigen Fußnote, dass diese Erwärmung 
als Durchschnitt über einen Zeitraum von 
30 Jahren definiert ist) [2].

Eine Generalorientierung für die Politik bil-
det das Klimaabkommen von Paris aus dem 
Jahr 2015. Dort verständigen sich die Ver-
tragsstaaten darauf, den Anstieg der Erder-
wärmung auf deutlich unter 2°C und mög-
lichst auf 1,5°C gegenüber dem vorindustri- 
ellen Niveau zu begrenzen. Deutschland hat 
sich verpflichtet, die nationalen Treibhaus-
gasemissionen kontinuierlich zu reduzieren. 
Um der Dringlichkeit des Klimaschutzes 
gerecht zu werden, hat die Bundesregierung 
ihr Engagement zum Schutz der Erdatmos-
phäre am 12.05.2021 noch einmal verstärkt. 
Deutschland strebt jetzt an, die Treibhausgas-
emissionen bis 2030 gegenüber 1990 nicht 
mehr – wie bisher versprochen – um 55 %, 
sondern nunmehr um 65 % zu vermindern.

Wie sind diese beiden Reduktionsziele ein-
zuordnen? Für unsere Zwecke reicht ein 
Blick auf die Entwicklung des mit Abstand 
wichtigsten Treibhausgases. Gemeint sind 
die CO2-Emissionen, die bei der Verbren-
nung von Kohle, Öl und Erdgas entstehen. 
Die Daten zeigen, dass diese Emissionen in 
Deutschland im langfristigen Trend zurück-
gegangen sind, von 1990 bis 2020 um  
rd. 40 %. Über die Jahre offenbart sich  
allerdings eine unterschiedliche Dynamik.  
Phasen mit einem größeren Rückgang 
(1990/2000: -1,63 % p.a.), einem kleineren 
Rückgang (2000/2010: -0,68 % p.a.) und 
dann einem wieder größeren Rückgang 
(2010/2020: -2,23 % p.a.) wechseln sich ab 
(siehe Abb. 1). 

Bei der Deckung des Energiebedarfs in Deutschland 2030 nach dem „Klimaschutzgesetz“ zeichnet sich 
eine große Energielücke ab, die nur durch konkrete und schnell wirksame Maßnahmen zur absoluten 
Energieverbrauchsreduktion geschlossen werden kann
� Bild: Adobe Stock 
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Wer die beiden CO2-Minderungsverspre-
chungen der historischen Entwicklung  
gegenüberstellt, kann sofort erkennen, dass 
man in den letzten 30 Jahren niemals einen 
solchen Rückgang der Emissionen beobach-
ten konnte, wie ihn die Bundesregierung 
für die kommenden zehn Jahre vorgegeben 
hat. Um das 55 %-Ziel zu erreichen, wäre 
ein Rückgang der Emissionen um 3,35 % 
p.a., für das 65 %-Ziel sogar ein Rückgang 
um 5,75 % p.a. erforderlich. 

Manche werden sich an dieser Stelle wun-
dern, wie es die Bundesregierung vor dem 
Hintergrund der bisherigen Erfahrungen in 
der Klimapolitik „verantworten“ konnte, in 
2021 ein ohnehin schon überaus ehrgeizi-
ges CO2-Minderungsziel noch einmal anzu-
heben. Man kann vermuten, dass bei den 
Überlegungen zu dieser Entscheidung auch 
die Existenz des Bundes-Klimaschutzge-
setzes eine Rolle gespielt hat. 

Bundes-Klimaschutzgesetz 

Die Bundesregierung hat am 17.12.2019 das 
sog. Bundes-Klimaschutzgesetz verabschie-
det [3]. Damit hat die Politik einen Schritt in 
Richtung der Verrechtlichung der Klimapoli-

tik getan. CO2-Minderungsziele werden da-
durch konkreter und erhalten eine sehr viel 
stärkere Gewichtung. Zielvorgaben zu um-
gehen, ist für keine Bundesregierung ange-
nehm. Die Verantwortlichen werden es sich 
aber zwei Mal überlegen, wenn sie dabei  
gegen ein Gesetz verstoßen. So kann man 
das „Klimaschutzgesetz“ auch als eine Zäsur 
in der Energie- und Klimapolitik der Bundes-
regierung verstehen.

Das Bundes-Klimaschutzgesetz des Jahres 
2019 sah vor, die Treibhausgasemissionen 
bis 2030 um mindestens 55 % gegenüber 
dem Basisjahr 1990 zu vermindern. Zusätz-
lich wurden rechtlich verbindliche Jahres-
ziele für die Reduzierung der Treibhausgas-
reduktionen in den Sektoren Industrie, 
Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft, Abfall-
wirtschaft/Sonstiges im Zeitraum 2021 bis 
2030 festgelegt. Für das Jahr 2050 wurde 
das Ziel „Klimaneutralität“ vorgegeben. 

Am 29.04.2021 erklärte das Bundesverfas-
sungsgericht das Bundes-Klimaschutzgesetz 
als teilweise verfassungswidrig [4]. Das  
Gericht argumentiert, dass die heutige Gene-
ration in die Freiheitsrechte zukünftiger  
Generationen eingreife. So verschaffe das 

Gesetz der heutigen Generation durch eine 
zu üppige Zuteilung von Emissionsrechten 
einen unangemessenen Vorteil. Viele sehen 
in dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts einen wichtigen Meilenstein, weil 
zum ersten Mal klargestellt wird, dass ein 
unzureichendes Engagement der Politik bei 
der Reduktion von Treibhausgasemissionen 
einem Grundrechtseingriff gleichkomme 
und damit einklagbar sei [5]. 

Und so ist es auch nicht weiter erstaunlich, 
dass das Kabinett nur wenige Wochen später, 
am 12.05.2021, eine Änderung des Bundes-
Klimaschutzgesetzes beschlossen hat [6]. 
Den Vorgaben des Verfassungsgerichts ent-
sprechend nennt das Gesetz jetzt für jedes 
Jahr nach 2030 bis 2045 eine Obergrenze von 
noch zulässigen Emissionen. Im Zuge der 
Novellierung des Gesetzes wurde auch das 
CO2-Minderungsziel für 2030 auf 65 % ange-
hoben. Gleichzeitig wurde festgelegt, dass 
Klimaneutralität schon für das Jahr 2045 
angestrebt werden soll.

Energiepolitik ist kompliziert. Klimapolitik 
ist kompliziert. Dagegen ist es einfach und 
auch für Laien leicht nachvollziehbar, was 
die CO2-Minderungsziele der Bundesregie-
rung für die künftige Energieversorgung 
Deutschlands bedeuten. Es lohnt sich, die-
sen Zusammenhang besser zu verstehen.

Energiewirtschaftliche  
Perspektive 2030

Maßnahmen zur Reduktion der CO2-Emissio-
nen, die durch die Verbrennung von Kohle, 
Öl und Erdgas entstehen, schlagen sich in 
Veränderungen der Energiebilanz nieder. 
Wie das geht, wollen wir in vier Schritten 
am Beispiel der politisch vorgegebenen  
Reduktion der energiebedingten CO2-Emis-
sionen bis 2030 um 65 % gegenüber 1990  
demonstrieren:

	■ Erster Schritt: Die CO2-Emissionen durch 
die Verbrennung fossiler Energieträger 
lagen in 1990 bei 986 Mio. t. Ein Reduk-
tionsziel von 65 % gegenüber 1990 
bedeutet, dass die Emissionen in 2030 
ein Niveau von 345 Mio. t CO2 nicht 
überschreiten dürfen. CO2-Emissionen durch die Verbrennung fossiler Energieträger (Mio. t CO2) �Abb. 1
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	■ Zweiter Schritt: Das Emissionsniveau 
von 345 Mio. t CO2 begrenzt den in 
2030 noch möglichen Einsatz von 
Braunkohle, Steinkohle, Mineralöl und 
Erdgas. Dabei spielt der Kohlenstoff-
gehalt der einzelnen Energieträger 
eine entscheidende Rolle. Hier ist daran 
zu erinnern, dass der Kohlenstoffgehalt 
von Braunkohle am höchsten ist. Es fol-
gen Steinkohle, Mineralöl und Erdgas.

	■ Dritter Schritt: In dem Sondierungs- 
papier wird festgehalten, einen beschleu-
nigten Kohleausstieg anzustreben, 
idealerweise bis 2030. Oft wird gesagt, 
dass dies notwendig wäre, um das Ziel 
2030 zu erreichen. Das stimmt nicht. 
Deutschland könnte in 2030 durchaus 
an der Nutzung von Kohle auf einem 
bestimmten Niveau festhalten, etwa zur 
Sicherung der Stromversorgung. Die 
Konsequenz wäre allerdings, den Ver-
brauch von Mineralöl oder Erdgas deut-
licher zurückzufahren. In der folgen-
den Beispielrechnung wollen wir davon 
ausgehen, dass es der Politik gelingt, 
bis 2030 auf den Einsatz von Kohle zu 
verzichten; nicht notwendigerweise, 
weil diese Annahme besonders realis-
tisch ist, sondern weil es damit mög-
lich wird, den Gedankengang zu ver-
einfachen und die politischen Heraus- 
forderungen deutlicher herauszuar-
beiten. 

	■ Vierter Schritt: Nunmehr bestimmt  
das vorgegebene Emissionslimit von 
345 Mio. t CO2 den noch zulässigen 
Verbrauch von Mineralöl und Erdgas. 
Welche Kombinationen hier möglich 
sind, lässt sich auf Grundlage der 
spezifischen CO2-Emissionswerte von 
Mineralöl (0,0608 Mio. t CO2/PJ) und 
Erdgas (0,0532 Mio. t CO2/PJ) berech-
nen (Basis: Daten des BMWi). Man ver-
steht, dass eine stärkere Gewichtung 
von Erdgas im Energiemix vorteilhaft 
wäre: Die Energiewirtschaft könnte 
Wirtschaft und Verbrauchern relativ 
mehr Energie zur Verfügung stellen 
und trotzdem die Klimaziele einhal-
ten. Hier ist nicht der Raum, um auf 
solche Analysen einzugehen. Der Ein-
fachheit halber nutzen wir für unsere 
Beispielrechnung die Ergebnisse aktu-
eller Szenario-Rechnungen, die darauf 

hindeuten, dass bei Mineralöl eine 
stärkere Reduktion als bei Erdgas zu 
erwarten ist. Plausibel sind für 2030 
folgende Zahlen: Primärenergiever-
brauch Mineralöl: 3.200 PJ und Primär-
energieverbrauch Erdgas: 2.800 PJ.  
Interessierte Leser sind frei, an Hand 
von Abb. 2 eine andere Kombination 
des Primärenergieverbrauchs von Erd-
gas und Mineralöl zu wählen und 
dann entsprechend weiterzurechnen.

Als Gesamtergebnis kommt man zu einer 
Energiebilanz für Deutschland, in der durch 
die politischen Vorgaben bzw. politischen 
Absichtserklärungen nahezu alle Positionen 
feststehen (siehe Tab.). Braunkohle, Stein-
kohle und Kernenergie werden in 2030 kei-
nen Beitrag mehr zur Energiebedarfs- 
deckung leisten. Der Verbrauch von Mineral-
öl muss bis 2030 gegenüber 2020 um 22 % 
und der Verbrauch von Erdgas um 11 %  
zurückgefahren werden. Mit diesen Zahlen 

Primärenergieverbrauch Erdgas und Mineralöl (PJ)�Abb. 2

1990 2019 2020 2030 2020/2030

Braunkohle 3.201 1.163 958 0 - 100 %

Steinkohle 2.306 1.084 897 0 - 100 %

Mineralöl 5.217 4.511 4.087 3.200 - 22 %

Erdgas 2.293 3.214 3.136 2.800 - 11 %

Kernenergie 1.668 819 720 0 - 100 %

Erneuerbare/Sonst. 221 2.014 2.101 ? ?

Summe 14.906 12.805 11.899 ? ?

Primärenergiebilanz für Deutschland (PJ)
�

Tab. 
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erfüllt die Beispielrechnung die Vorgaben des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes und wird auch 
den bisher bekannten Verabredungen der 
sich abzeichnenden Koalition von SPD,  
Bündnis-90/Die Grünen und FDP gerecht. 
Offen ist allein der Beitrag der erneuerbaren 
Energien in 2030. Und wer die energiepoliti-
sche Debatte verfolgt, wird feststellen, dass 
die Frage des Ausbaus der erneuerbaren 
Energien zunehmend mehr und mehr in den 
Vordergrund geschoben wird.

Gesetzlicher Zwang zur  
Energieeinsparung

Die starke Fixierung auf die erneuerbaren 
Energien ist sehr gut nachvollziehbar. Es ist 
wichtig, sich immer wieder klarzumachen, 
dass die Entscheidung, wieviel Energie in 
Deutschland in Zukunft zur Verfügung steht, 
jetzt nur noch auf dem Feld der Erneuerbaren 
entschieden wird. Und ein ausreichender  
Zugriff auf Energie ist der zentrale Parameter 
für wirtschaftliche Stabilität, angemessene 
Beschäftigung und damit auch für die Akzep-
tanz der Bevölkerung zum notwendigen Um-
bau der Gesellschaft in Richtung „Klimaneut-
ralität“. Und so ist es auch nur konsequent, 
wenn SPD, Bündnis90/Die Grünen und FDP 
in ihrem Sondierungspapier versprechen: 
„Wir machen es zu unserer gemeinsamen 
Mission, den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien drastisch zu beschleunigen“ [7]. 

Wer nun allerdings glaubt, bei dem Projekt 
„Klimaneutralität“ ginge es nur um den Aus-
bau der Erneuerbaren, der irrt. Das sieht man 
am deutlichsten, wenn man sich mit der  
Position vertraut macht, die von den Konstruk-
teuren des Bundes-Klimaschutzgesetzes ver-
treten wird. Dort ist auch von dem Ziel „Klima-
neutralität“ die Rede. Zu einem dazu not- 
wendigen „Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien“ wird aber nichts gesagt. Das Wort  
„Erneuerbare“ kommt in dem Gesetzestext 
überhaupt nicht vor. Bei näherer Betrachtung 
ist der im „Klimaschutzgesetz“ gewählte An-
satz logisch und konsequent. Für die Konzen-
tration der Treibhausgase in der Atmosphäre 
und damit für mögliche Änderungen des 
Klimas ist es nämlich völlig gleichgültig, wie 
groß der Beitrag der Erneuerbaren zur  
Deckung des Energiebedarfs in Deutschland 
ist. Für das Klima ist nur eine Entwicklung 

relevant, die Reduktion der Treibhausgase 
durch einen schrittweisen Verzicht auf die 
Verbrennung von Kohle, Mineralöl und Erd-
gas. Und genau dazu – und nur dazu – gibt 
das „Klimaschutzgesetz“ Regelungen vor.

Mit diesem Gedanken stellt sich sofort die 
Frage, wie die Bundesregierung mit einer 
Situation umgehen wird, in der die erneuer-
baren Energien in Deutschland nicht so 
schnell ausgebaut werden können, um –  
zusammen mit den planmäßig immer kleiner 
werdenden Beiträgen von Kohle, Mineralöl 
und Erdgas – den Energiebedarf von Wirt-
schaft und Verbrauchern zu decken. 

Da die Politik klargestellt hat, dass die 
Emissionsziele des Bundes-Klimaschutz-
gesetzes keinesfalls zur Disposition stehen, 
ist die Bundesregierung gefordert, schon 
im Vorfeld sicherstellen, dass ein unzuläs-
siger Rückgriff auf Kohle, Mineralöl und 
Erdgas ausgeschlossen bleibt. Vorsorgende 
Maßnahmen sind auch dann geboten, wenn 
damit Einbußen bei Wachstum und Beschäf-
tigung hingenommen werden müssten. Am 
Ende kämen sogar Vorschläge wie Sonntags-
fahrverbote, Stromabschaltungen oder auch 
Bezugsscheine für Öl und Erdgas in Betracht. 
Das erzwingt die Logik des „Klimaschutz-
gesetzes“. 

Mit dieser Logik ist es dann auch kein weiter 
Weg mehr zu einer Verbindung des „Klima-
schutzgesetzes“ mit einer „gesetzlichen Rege-
lung zur Energieeinsparung“ (gewissermaßen 
durch die Hintertür). So stellt sich zugespitzt 
die Frage: Ist ein unangemessen hoher Energie-
verbrauch ein Gesetzesverstoß? Das hätte  
Konsequenzen, sicherlich eine erneute Rüge 
durch das Bundesverfassungsgericht. Hier 
muss man wissen, dass die Initiatoren der  
erfolgreichen Klage vor dem Bundesver- 
fassungsgericht schon für 2022 eine weitere 
Verfassungsbeschwerde angekündigt haben. 

Energielücke 

Es lohnt sich, den Zusammenhang von künf-
tigem Energiebedarf und den Möglichkeiten 
der Energiebedarfsdeckung durch eine  
grafische Darstellung noch verständlicher 
zu machen (siehe Abb. 3). Der Blick richtet 
sich auf zwei Entwicklungslinien:

	■ Auf der einen Seite steht der Bedarf von 
Wirtschaft und Verbraucher an Energie. 
Der hängt bekanntermaßen von zahl-
reichen Faktoren ab. Im Vordergrund  
stehen Wachstum, Energiepreise, Inno-
vation, technischer Fortschritt und 
energiepolitische Rahmendaten. Da in 
dem Sondierungspapier der Parteien 

Bedarf und Bereitstellung von Energie in Deutschland (PJ) Abb. 3
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„nachhaltiges Wachstum, Wohlstand 
und hohe Beschäftigung“ angestrebt 
wird, ist es in einem ersten Ansatz 
und für den Zweck einer Beispielrech-
nung gerechtfertigt, davon auszuge-
hen, dass sich der Energiebedarf in 
2030 in etwa auf dem heutigen Niveau 
bewegt (12.000 PJ). Im Übrigen spre-
chen dafür auch aktuelle Entwicklun-
gen. So zeigen Abschätzungen, dass 
der Primärenergieverbrauch in 2021 
wieder das Niveau aus der Zeit vor der 
Corona-Krise erreichen wird und der 
Bedarf im Zuge der zu erwartenden 
wirtschaftlichen Erholung weiter stei-
gen dürfte.

	■ Auf der anderen Seite steht das künfti-
ge Energieangebot. Kernenergie wird 
in 2030 nicht mehr zur Verfügung ste-
hen. Der Einsatz von Kohle wird er-
kennbar weiter reduziert. Für unsere 
Beispielrechnung unterstellen wir, 
dass in 2030 in Deutschland keine 
Kohle mehr verbrannt werden darf.  
Schließlich haben wir gelernt, dass es 
bei der Bereitstellung für die noch ver-
bliebenen fossilen Energieträger in 
2030 Grenzen gibt, im Falle von Mine-
ralöl 3.200 PJ und im Fall von Erdgas 
2.800 PJ. Gesamtergebnis: Um den an-
genommenen Energiebedarf der deut-
schen Volkswirtschaft in 2030 decken 
zu können, müsste der Beitrag der Er-
neuerbaren von heute 2.100 PJ auf 6.000 
PJ ausgebaut werden. Es geht also grö-
ßenordnungsmäßig um eine Verdreifa-
chung des Beitrags der erneuerbaren 
Energien (plus 186 %!).

 
Diese Rechnung deutet auf die Möglichkeit 
einer mehr oder weniger großen Energie-
lücke hin. Insgesamt wird immer deutli-
cher, wie wichtig es jetzt ist, konkrete und 
schnell wirksame Maßnahmen zu einer 
absoluten Reduktion des Energieverbrauchs 
in Deutschland auf den Weg zu bringen. Das 
ist keine Einzelmeinung. So haben 60 Wissen-
schaftlerinnen/Wissenschaftler in einem 
offenen Brief vom neuen Bundestag und der 
neuen Bundesregierung eine gezielte Ener-
gieeffizienzpolitik gefordert [8]. 

Wer am Ende dieses Kapitels etwas grund-
sätzlicher über die Zukunft der Energiever-

sorgung in Deutschland grübelt und bei 
der Suche nach einer Orientierung noch 
einmal in dem Bundes-Klimaschutzgesetz 
blättert, wird dort unter der Überschrift 
„Erfüllungsaufwand“ auf einen bemerkens-
werten Satz stoßen: „Für Bürgerinnen und 
Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungs-
aufwand“. Viele werden beim Lesen dieses 
Satzes wohl Mühe haben, ein gewisses  
Lächeln zu unterdrücken.

Ausblick 

Das Bundes-Klimaschutzgesetz kann als 
eine bewusst eingegangene Selbstbindung 
der Bundesregierung in der Klimapolitik 
verstanden werden. Das Recht als neues 
Steuerungsinstrument soll es möglich ma-
chen, auch ehrgeizige CO2-Minderungsziele 
durchzusetzen. Manche werden sich in die-
sem Zusammenhang an eine Geschichte 
aus der griechischen Mythologie erinnern. 
Odysseus, der berühmte Seefahrer, wusste 
um die Gefahr der Sirenen, jene machtvol-
len Nymphen, die alle verzaubern, die ihren 
Gesängen lauschten. Wer den Sirenen folgte, 
war des Todes. Um dieser Gefahr zu begeg-
nen, ließ sich Odysseus bei seiner Fahrt 
zur Insel Ithaka an den Mast seines Schiffes 
binden und konnte so sein Ziel sicher errei-
chen. Diese Geschichte belegt, wie erfolg-
reich eine „Selbstbindung“ sein kann.

Ob sich der neue Kapitän des Schiffes 
Deutschland, voraussichtlich Olaf Scholz, 
an dem Vorbild des standhaften Odysseus 
orientiert? Es gibt Äußerungen, die darauf-
hin hindeuten [9]. Sicherlich bleibt abzu-
warten, wie sich die Dinge entwickeln. Aber 
je enger und je stärker sich die Bundesre-
gierung an das „Klimaschutzgesetz“ binden 
wird, um so größer sind die Chancen, die 
versprochenen CO2-Reduktionsziele einzu-
halten. Manche blicken nach den Gesprä-
chen von SPD, Bündnis90/Die Grünen und 
FDP mit einiger Hoffnung in die Zukunft; 
andere betrachten die Aussichten aller-
dings mit Misstrauen. Kritisch zu bewerten 
ist vor allem eine Tatsache, über die wenig 
gesprochen wird: In dem Sondierungs- 
papier wie auch schon in den Wahlpro-
grammen von SPD, Bündnis90/Die Grünen 
und FDP steht kein Wort zum Thema 
„Energieeinsparung“ [10]. 

Das ist erstaunlich, zeigt unsere Analyse 
doch, dass im Bundes-Klimaschutzgesetz ein 
gesetzlicher Zwang zur Energieeinsparung 
angelegt ist; und zwar für den Fall, dass der 
Ausbau der erneuerbaren Energien hinter 
den Planungen zurückbleiben sollte. Und da 
das keineswegs unwahrscheinlich ist, sollte 
die Bundesregierung dem Thema „Energie-
einsparung“ nunmehr das Gewicht geben, 
das sie selbst – wenn auch indirekt – in das 
„Klimaschutzgesetz“ hineingeschrieben hat. 
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Klimaschutz nach der Coronakrise:  
Was bleibt, was wird?
Nora Weinberger, Surya Ruff, Nevin Karademir, Marius Albiez, Markus Winkelmann und Oliver Parodi 

Die Corona-Pandemie und die Maßnahmen zu deren Eindämmung beeinflussen seit mehr als eineinhalb Jahren Gesellschaft 
und Wirtschaft massiv – nicht nur hierzulande, sondern weltweit. Noch immer sind die langfristigen sozialen, ökonomi-
schen, politischen und kulturellen Folgen schwer abzusehen. Sie stehen deshalb im Fokus wissenschaftlichen Interesses, 
insbesondere auch der Technikfolgenabschätzung und Nachhaltigkeitsforschung. Über Teilergebnisse zum Thema Klima-
schutz einer am Institut für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS) am KIT durchgeführten Zeitstudie zu den 
gesellschaftlichen Folgen der Coronakrise wird im Folgenden berichtet. 

Die Zeitstudie im Überblick 

Ausgehend vom Krisenbegriff machten sich 
bereits kurze Zeit nach Ausbruch der Pande-
mie Akteure aus Wirtschaft [1], Zivilgesell-
schaft [2], Politik [3] und Wissenschaft [4] dar-
an, die Corona- und die sogenannte Klimakrise 
zu vergleichen und deren Wechselwirkungen 
in den Blick zu nehmen. Dabei stellt sich im 
Kern die Frage, ob durch die Coronakrise die 
negativen gesellschaftlichen Folgen des Kli-
mawandels verstärkt oder ob die Pandemiein-
duzierten Geschehnisse und daraus abgeleite-
ten Erkenntnisse zu einem Umsteuern in 
Politik und Gesellschaft führen werden.

Die Coronakrise und deren Auswirkungen 
sind darüber hinaus Gegenstand der anwen-
dungsorientieren Forschung, beispielsweise 
im Feld der Technikfolgenabschätzung oder 
der Nachhaltigkeitsforschung. So wird am Insti-
tut für Technikfolgenabschätzung und System-
analyse (ITAS) am KIT das Projekt „Gesell-
schaftliche Folgen der Coronakrise – eine 
Zeitstudie“ durchgeführt [5]. Ziel des Projekts 
ist es, mittel- und langfristig relevante Frage-
stellungen und Wandlungstendenzen, die sich 
aus der aktuellen Krise für Politik, Gesell-
schaft und Wissenschaft ergeben, zu identifi-
zieren, aber auch deren Lösungsansätze zu 
diskutieren. Denn ob unsere Gesellschaft, wir, 
aus dieser Krise etwas lernen und handlungs-
fähiger daraus hervorgehen können, hängt 
davon ab, welche Zukunftsperspektiven ent-
wickelt und verfolgt werden.

Das methodische Herzstück des Projekts bil-
den zwei Online-Umfragen aus der Mitte der 
Jahre 2020 und 2021, welche sich an Experten 

richteten, die sich in ihrem beruflichen Tun 
mit Zukunftsfragen befassen. Die Experten 
wurden gebeten, 21 Thesen zu drängenden 
Themen quer durch alle gesellschaftlichen  
Bereiche – auch zum Klimaschutz – hinsicht-
lich ihrer politischen und zeitlichen Relevanz 
sowie ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit zu be-
werten. In einer zweiten Umfragerunde wurde 
über eine Auswahl von 11 der 21 Thesen aus 
der ersten Umfragerunde möglichen Änderun-
gen in der Einschätzung nach einem Jahr 
Pandemie nachgegangen.

Im Folgenden werden Teilergebnisse der Stu-
die zum Thema Klimaschutz vorgestellt. Als 
Grundlage dienen zwei Thesen aus der ersten 
Online-Umfrage [6], welche sowohl die Rück-
nahme von als auch die Investition in Klima-
schutzmaßnahmen in den Mittelpunkt stellen. 

Methodik und Empirie 

Die beiden konsekutiven Befragungen zu-
grundeliegenden Thesen wurden zum über-
wiegenden Teil im Rahmen einer mehrstufi-
gen Diskussion mit Forschenden am ITAS 
entwickelt. Darüber hinaus wurden sieben 
Thesen aus dem RTF-Delphi „Post-Corona 
2025+“ des Zukunftsbüros des BMBF vom 
Frühjahr 2020 herangezogen [7]. Zusätzlich 
gab es in der ersten Umfragerunde eine offe-
ne Abschlussfrage zu Empfehlungen für die 
Bundeskanzlerin: „Stellen Sie sich vor, Sie 
könnten Angela Merkel mit Blick auf die Fol-
gen der Coronapandemie drei zentrale Rat-
schläge, Wünsche oder Hinweise geben.“ 

Zu jeder These wurden jeweils die Eintritts-
wahrscheinlichkeit, die politische Relevanz 

sowie die mutmaßliche Wirkungsdauer des 
entsprechenden Themas abgefragt. Darüber 
hinaus konnten die Teilnehmenden über ein 
Freifeld ihre Argumente für die persönliche 
Bewertung äußern.

Die erste Erhebung wurde im Juli und Au-
gust 2020 online über einschlägige deutsch-
sprachige Fachnetzwerke für Technikfolgen-
abschätzung, Transformations- und Zukunfts- 
forschung herangezogen. Insgesamt haben 
389 Personen die Befragung vollständig 
oder teilweise ausgefüllt (daraus ergeben 
sich die unterschiedlichen Größen der Stich-
probe n bei den einzelnen Thesen). Die Aus-
wertung der quantitativen Elemente erfolgte 
mittels deskriptiver Verfahren auf Basis der 
Statistiksoftware (SPSS). Die Aufbereitung 
der mehr als 2.000 Eingaben in das Freifeld 
zur Einschätzung der Eintrittswahrschein-
lichkeit wurden vorwiegend mit MAXQDA 
zur computergestützten qualitativen Daten- 
und Textanalyse vorgenommen.

Coronakrise und Klimaschutz – 
Zwei Thesen, viele Antworten 

Im Folgenden stellen wir ausgewählte Ergeb-
nisse der Umfrage für zwei Thesen mit Be-
zug zum Klimaschutz vor. 

Die Corona-bedingte Rezession wird 
zu einer Rücknahme ökologischer und 
klimaschützender Maßnahmen führen, 
um die Wirtschaft zu fördern. Klimazie-
le werden nach 2020 weit verfehlt 
werden. (These 3)
Nahezu zwei Drittel der Antwortenden (61 %) 
schätzen es als eher wahrscheinlich (39 %) 
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oder sogar sehr wahrscheinlich (22 %) ein, 
dass die Corona-bedingte Rezession zu einer 
Rücknahme ökologischer und klimaschützen-
der Maßnahmen führt, um die Wirtschaft zu 
fördern und dass die Klimaziele nach 2020 
weit verfehlt werden (siehe Abb. 1).

Begründet wird diese Bewertung vor allem 
damit, dass der primäre politische Fokus auf 
ökonomischem Wachstum, Begrenzung der 
Arbeitslosigkeit sowie Bewältigung von Wirt-
schaftskrisen liege. Zudem wird betont: „Das 
Argument des Vorrangs wirtschaftlicher Ent-
wicklung vor ökologischen Zielen gewinnt in 
Rezessionen immer an Bedeutung“. So werden 
laut den befragten Experten vorrangig Modelle 
und Programme der wirtschaftlichen Förde-

rung und Unterstützung gewählt, die vor al-
lem das Überleben der großen Konzerne (als 
große Arbeitgeber) im Modus „business as 
usual“ gewährleisten sollen. Außerdem sei 
die Klimakrise „durch Corona in den Hinter-
grund gerückt, da die Coronakrise eine greif-
barere und akutere Bedrohung“ darstelle.

Die politische Relevanz dieser These wird 
dementsprechend als sehr hoch eingeschätzt. 
Der Mittelwert der Antworten (auf einer 
Skala von 1 bis 10) von über 8,2 ist ein klares 
Signal an die Politik, hier gestaltend einzu-
greifen (siehe Abb. 2). Tatsächlich wird den 
beiden Thesen zum Klimaschutz unter allen 
21 Thesen die höchste politische Relevanz 
zugesprochen. 

So weisen die Befragten in ihren fiktiven 
Empfehlungen an die Bundeskanzlerin 
auch darauf hin, dass über die Coronapan-
demie andere Krisen nicht vergessen wer-
den dürften. Der Klimaschutz müsse als 
zentrales Ziel weiter gestärkt, die klimapo-
litischen Ziele dürften nicht außer Acht ge-
lassen werden. Einer Aussage nach sei das 
Klima sogar wichtiger als die Pandemie. 
Man müsse den Klimawandel jetzt konse-
quent ernstnehmen und die Klimawandel-
bewältigung als oberste Handlungsmaxime 
ansehen. Es bräuchte, so einige der Befrag-
ten, daher „echte[n] Klimaschutz“ und eine 
„ganzheitliche zeitnahe Energiewende“. Die 
Pandemie sei eine Chance für einen wirkli-
chen Umbau. Beispielweise habe die Coro-
nakrise gezeigt, wie umfassend das Leben 
der Menschen geändert werden könne, also 
wären auch größere Veränderungen durch 
Klimaschutz möglich. Es sei wichtig, allge-
mein mehr in vorsorgendes Handeln und 
Denken zu investieren, um auf Katastro-
phen vorbereitet zu sein. 

Etwas mehr als ein Drittel der Antworten-
den (39 %) sehen die in der These beschrie-
benen Entwicklungen als eher unwahr-
scheinlich (35 %) oder unwahrscheinlich  
(4 %) an. Diese Einschätzung wird vorder-
gründig mit der Veränderung des Bewusst-
seins für Klimaschutzthemen in der Gesell-
schaft, der zunehmenden Spürbarkeit von 
Auswirkungen des Klimawandels sowie 
mit bereits stattfindenden Verhaltensände-
rungen begründet. Beispielsweise sehen 
die Experten eine wachsende „Flugscham“, 
größeres Interesse an heimatnahem Reisen 
sowie ganz allgemein eine steigende Sensi-
bilität für das eigene, individuelle Handeln. 
Ergänzt wird dies mit der Einschätzung, 
dass die derzeit getroffenen Maßnahmen 
mit Blick auf den Klima- und Umweltschutz 
als ausgewogen erscheinen. Auch habe die 
Coronakrise zu einer Sensibilisierung der 
Bevölkerung gegenüber (gesellschaftlich 
mitbedingten) „Naturkatastrophen“ geführt, 
die unser Leben und Wirtschaften unmit-
telbar und gravierend verändern können. 
Nicht zuletzt sind die Befragten auch der 
Meinung, dass die Coronakrise das Ver-
trauen in die Wissenschaft eher verstärkt 
habe.These „Rücknahme Klimaschutzmaßnamen“: Politische Relevanz (n=196), Skala: 1 (nicht relevant) bis 

10 (sehr relevant)�
Abb. 2

These „Rücknahme Klimaschutzmaßnamen“: Eintrittswahrscheinlichkeit (n=197)�Abb. 1
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Einige Länder werden ihre Nach- 
Corona-Wirtschaftshilfen gezielt auf 
Klimaschutzmaßnahmen konzentrie-
ren, andere weniger. Mittelfristig 
werden diejenigen Länder und Unter-
nehmen wirtschaftlich Erfolg haben, 
die auf Klimaschutz setzen. (These 14)
Eine sehr hohe Zahl der befragten Personen 
(78 %) hält diese These für sehr (30 %) bzw. 
eher (48 %) wahrscheinlich (siehe Abb. 3). 
Nach Ansicht der Teilnehmenden sei dies 
eine „Frage der Logik“. Klimaschutz werde 
ein weltweites Langfristthema bleiben. So 
wird auch die politische Relevanz dieses 
Themas als enorm hoch eingeschätzt. Der 
Mittelwert(!) der Antworten liegt mit 8,2 
(auf einer Skala von 1 bis 10) so hoch wie 
bei keiner anderen der 21 Thesen, und ein 
Drittel der Antwortenden vergeben der poli-
tischen Relevanz dieses Themas gar eine 
glatte „10“ (siehe Abb. 4). Einhelliger kann 
eine Antwort kaum ausfallen. 

Die Auswirkungen des Klimawandels wür-
den sich künftig auch verstärkt wirtschaft-
lich niederschlagen. Der Bedarf an Maß-
nahmen für Klimaschutz werde jedes Jahr 
drängender. Damit bleibe der Transformati-
onsdruck auch auf die Wirtschaft erhalten. 
Eine frühe Anpassung und Transformation 
bringe entsprechende Entwicklungs- und 
Marktvorteile mit sich. Diese würden sich 
wiederum positiv auf den wirtschaftlichen 
Erfolg der Unternehmen und der Staaten 
auswirken – aber auch auf die Lebensquali-
tät von Gesellschaft sowie der Mitarbeiter-
schaft. Klimaschutz sei ein „klassischer 
Wirtschaftsfaktor“. 

Die damit verbundenen Investitionen wür-
den einen wirtschaftlichen Erfolg nach 
sich ziehen. Demzufolge gelte: „[W]er früh 
dabei ist, sichert sich einen Platz an der 
Spitze der Entwicklung“. Laut den Antwor-
tenden könnten Länder nur durch Klima-
schutzmaßnahmen die Zukunft meistern 
und durch Vorsorge die Folgen des Klima-
wandels eindämmen und zukunftsfähig 
bleiben. Die Frage, ob mittelfristige Wirt-
schaftshilfen eingesetzt werden oder 
nicht, hänge u.a. davon ab, wie stark nati-
onale Ökonomien von der Krise betroffen 
seien und wieviel Solidarität (z.B. im euro-
päischen Raum) vorhanden sei. Übergrei-

fend sei nach Ansicht der Teilnehmenden 
jedoch zu bedenken, dass der wirtschaftli-
che Erfolg von viel mehr Variablen abhänge, 
als nur der Orientierung am Klimaschutz. 
Wichtig wäre es zudem nach Ansicht vieler 
Befragten, den Klimaschutz „auf die Basis 
‚Abkehr vom Wachstum‘ zu stellen“. So  
appellieren einige der Zukunftsforschen-
den, dass der ordnungspolitische Klima-
schutz vom wirtschaftlichen Erfolg ent-
koppelt werden müsse. 

Zu bemerken ist des Weiteren, dass die Be-
fragten in ihren Kommentaren zu dieser 
Klimaschutzthese die Begriffe „Resilienz“, 
„Effizienz“ und „Nachhaltigkeit“ besonders 

hervorheben. Investitionen in „Effizienz- 
und Resilienzmaßnahmen“ seien langfris-
tig entscheidend, da auf diese Weise Länder 
und Unternehmen einen technologischen 
Vorsprung erhalten würden, den sie später 
auch exportieren könnten. Durch die Corona-
krise sei das Thema Klimaschutz „nur“ wei-
ter forciert worden; es hätten sich Angriffs-
punkte für einen Systemwechsel ergeben.

Darüber hinaus kritisieren die Befragten 
in ihren Kommentaren beispielsweise, dass 
es möglicherweise zu wenig Länder geben 
wird, die konsequent auf Klimaschutz setz-
ten. Maßnahmen von einzelnen Ländern 
seien ungenügend. In Zukunft werde es in-

These „Wirtschaftshilfe Klimaschutz“: Politische Relevanz (n=146), Skala: 1 (nicht relevant) bis 10 
(sehr relevant)

Abb. 4

These „Wirtschaftshilfe Klimaschutz“: Eintrittswahrscheinlichkeit (n=147) Abb. 3
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ternationale Sanktionen geben (müssen). 
Auch werde es schwerer sein, gegen den Wil-
len der Wissenschaft und der Bevölkerung 
zu handeln, weil die Bevölkerung immer 
mehr „zur Besinnung“ und zur politischen 
Mündigkeit kommen würde. 

Lediglich 22 % der Teilnehmenden halten den 
Eintritt der in der These beschriebenen Ent-
wicklungen für eher unwahrscheinlich (15 %) 
bzw. unwahrscheinlich (7 %). Zunächst führt 
diese Antwortgruppe an, dass die Folgen des 
Klimawandels eben nicht vom wirtschaftli-
chen Erfolg alleine abhängen und auch keine 
nationalen Grenzen kennen würden, sondern 
der wirtschaftiche Erfolg mit vielerlei anderen 
Faktoren wie z.B. natürlichen Gegebenheiten 
oder von der Industriestruktur verknüpft sei.

Einige Antwortende sind der Ansicht, die 
These könne für einzelne Länder, wie z.B. 
Deutschland stimmen, bei denen es auf-
grund der besonders günstigen gesamtwirt-
schaftlichen Bedingungen (Wirtschafts- und 
Innovationskraft, Technologie-Unternehmen 
etc.) einen solchen Schub geben werde. Die 
Ausgangslage und die Betroffenheit der Län-
der seien jedoch global sehr unterschiedlich. 
Daneben argumentieren einige der Befrag-
ten, dass die Klimakrise unabhängig von 
Ländern und politischen Grenzen zu Umbrü-
chen führen werde. Beanstandet wird dabei, 
dass nicht einmal Deutschland sich gezielt 
auf Klimaschutz konzentriere, sondern ledig-
lich „ein paar wenige steuernde Maßnahmen 
in dieser Richtung ergreif[e]“. Das künftige 
politische Handeln sei dementsprechend be-
sonders entscheidend. Interessant ist, dass 
auch bei Bewertungen der These als „un-
wahrscheinlich“ oder „eher unwahrschein-
lich“ Wirtschaftswachstum als oberstes Ziel 
in Frage gestellt wird. Die Konsummuster 
und das Verhalten (bzw. die Marktnachfrage) 
zu ändern, stelle aber eine große Herausfor-
derung dar. Daher seien gemeinschaftliche 
Anstrengungen auf allen gesellschaftlichen 
Ebenen erforderlich. 

Mit Blick auf die Daten der zweiten Umfrage-
runde, die etwa ein Jahr nach der ersten er-
folgte, zeigt die vorläufige Auswertung der 
ersten im Beitrag diskutierten These „Rück-
nahme Klimaschutzmaßnahmen“ (These 3) 
eine Verschiebung bei der Einschätzung der 

Eintrittswahrscheinlichkeit. So sind nach  
einem weiteren Jahr Coronakrise die Teil-
nehmenden im Sommer 2021 deutlich eher 
der Ansicht, dass die in der These beschrie-
bene Entwicklung nicht eintreten wird und 
Klimaschutz sich als durchaus robust erweist. 
Gründe für diese Verschiebung der Ein-
schätzung könnten eventuell in Konjunktur-
programmen der EU für klimaschonende 
Modernisierung der Produktion und Sanie-
rungsprogramme für energiesparendes 
Wohnen liegen, die mittlerweile öffentlich 
debattiert wurden, oder aber im parteien- 
übergreifenden Bekenntnis zum Klima-
schutz des zur Zeit der zweiten Umfrage 
beginnenden Bundestagswahlkampfs.

Kurzes Fazit und  
Ausblick 

Zusammenfassend gilt, dass die Mehrzahl 
der beteiligten Zukunftsforschenden Klima-
schutzmaßnahmen auch in der Coronapan-
demie eine äußerst hohe politische Relevanz 
zuweist. Zudem wird von der überwiegen-
den Mehrheit der Befragten eine Rücknahme 
ökologischer sowie klimaschützender Maß-
nahmen durch die Corona-bedingte Rezession 
befürchtet. Die Ergebnisse zeigen darüber 
hinaus sehr eindringlich, dass die Themen 
„Klimaschutz“ und „Wirtschaft“ von den 
Expertinnen und Experten in ihren Argu-
mentationen fast vorbehaltlos miteinander 
verknüpft werden. Beispielweise ist eine 
überwiegende Mehrheit der Zukunftsfor-
schenden der Ansicht, dass mittelfristig die-
jenigen Länder und Unternehmen wirtschaft-
lich Erfolg haben werden, die konsequent 
und frühzeitig auf Klimaschutz setzen.

Noch ist die Studie zu den gesellschaftlichen 
Folgen der Coronakrise nicht abgeschlossen, 
derzeit werden die Daten der zweiten Umfra-
gerunde qualitativ und quantitativ weiter 
ausgewertet. Anschließend sollen dann für 
Politik und Gesellschaft relevante Ergebnisse 
der Umfragen und dort geäußerte Lösungs-
ansätze in transdisziplinären Workshops mit 
entsprechenden Akteuren weiter diskutiert 
werden. Die finalen Ergebnisse werden dann 
sowohl für den weiteren wissenschaftlichen 
Diskurs aufbereitet als auch Entscheidungs-
trägern aus Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft zur Verfügung gestellt.
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Erneuerbare sollen Kohlestrom ersetzen – 
aber wie? 

Für die Frage, wie Deutschland einen Anteil von 65 % erneuerbare Energien am Bruttostromverbrauch bis 2030 erreichen 
kann und diese außerdem für ständige Versorgungssicherheit stehen, müssen dringend Lösungen gefunden werden. 
Ohne einen forcierten Ausbau der Erneuerbaren ist ein vorgezogener Kohleausstieg nicht vorstellbar. Alternativen zur 
Stromerzeugung aus fossilen Energieträgern sind ein essentieller Baustein auf dem Weg zur Klimaneutralität. Eine reine 
Fortschreibung der bisherigen Ausbaupfade führt lediglich zu einem Erneuerbare-Energien-Anteil von etwa 54 %*). Damit 
bleibt unklar, ab wann auf konventionelle Energieträger verzichtet werden kann. Das verdeutlicht auch die Entwicklung 
der Stromerzeugung des laufenden Jahres 2021.  

Das Statistische Bundesamt meldet, dass 
Kohle im ersten Halbjahr 2021 erneut der 
wichtigste Energieträger zur Stromproduk-
tion in Deutschland war. Mehr als die Hälfte 
der gesamten in Deutschland erzeugten 
Strommenge stammte aus konventionellen 
Quellen wie Kohle, Erdgas oder Kernenergie. 
Der Beitrag der erneuerbaren Energien ist 
dagegen im Vergleich zum ersten Halbjahr 
2020 um 11,7 % niedriger. Ihr Anteil ist da-
mit auf ein Niveau von 44 % zurückgegangen.  

Kohlekraftwerke gleichen 
fehlenden Windstrom aus

Wesentlich zu dieser Entwicklung hat das 
windarme Frühjahr beigetragen, wodurch 
die Stromerzeugung der Windenergie um 
21 % gesunken ist. Im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum ist der Windenergieanteil 
damit von 29,1 % auf 22,1 % gefallen. Für 
diesen Zeitraum wurde trotz geringen  
Anlagenzubaus die niedrigste Windstrom-
menge für ein erstes Halbjahr seit 2018 ge-
messen. Die fehlende Menge zur Deckung 
des deutschen Strombedarfs wurde durch 
Kohlekraftwerke geliefert. Kohle machte 
damit in den ersten sechs Monaten 27,1 % 
der eingespeisten Strommenge aus. Im ers-
ten Halbjahr 2020 waren es 20,8 %. 

Dass Kohlekraftwerke und nicht Erdgas-
kraftwerke die durch den fehlenden Wind-
strom entstandene Lücke ausgleichen 
mussten, lag insbesondere an den derzeit 
hohen Gaspreisen. Die weltweit steigende 
Gasnachfrage und die gleichzeitig niedri-
gen Speicherfüllstände in Deutschland und 

anderen EU-Ländern haben für eine Ver-
vielfachung der Spotmarktpreise für Gas 
gesorgt. Erdgas trug damit im ersten Halb-
jahr 2021 nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes mit einem Anteil von 14,4 % 
zur Stromproduktion in Deutschland bei; 
die Kernenergie noch immer mit 12,4 %.

Entgegen der Behauptung, die Stromeinspei-
sung aus Kohlekraftwerken behindere die 
Einspeisung aus regenerativ erzeugtem 
Strom, sind Netzbetreiber nach dem Erneu-
erbare-Energien-Gesetz (EEG) dazu ver-
pflichtet, den gesamten angebotenen Strom 
aus erneuerbaren Energien vorrangig vor 
solchem Strom abzunehmen, der aus kon-
ventionellen Energiequellen stammt. Strom 
aus Kohle oder Erdgas kann die Netzeinspei-
sungen aus erneuerbaren Energien also 
nicht verdrängen, sondern muss einsprin-
gen, wenn die Sonne nicht scheint oder der 
Wind nicht weht, um die Sicherheit der Ver-
sorgung zu gewährleisten. 

Auch die Zahlen für die ersten drei Quartale 
im Jahr 2021 weisen eine ähnliche Entwick-
lung auf (Abb. 1). Der Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (BDEW) 
hat dazu eine interessante Darstellung ver-
öffentlicht (Abb. 2), welche die Strommengen 
der vergangenen drei Jahre (Quartale 1 bis 3) 
nach Energieträgern vergleicht. Neben den 
Erzeugungsschwankungen, die  durch unter-
schiedliche Faktoren ausgelöst werden, ist 
erkennbar, welche Herausforderung es ist, 
die Beiträge der konventionellen Energieträ-
ger durch regenerative Energien zu ersetzen.

65 %-Erneuerbare-Ziel in  
weiter Ferne

Die Situation auf dem deutschen Strom-
markt zeigt, dass trotz großer Anstrengun-
gen das Ziel, 65 % erneuerbare Energien am 
Bruttostromverbrauch bis 2030 zu erreichen, 
noch weit entfernt liegt. Zentrale Einfluss-
faktoren sind die Ausbaugeschwindigkeit 

Bruttostromerzeugung nach Energieträgern in Deutschland – Vergleich der Anteile zum Vorjahreszeit-
raum (1. bis 3. Quartal 2020/2021*) 			                                  Quelle: BDEW

Abb.1
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bei den Erneuerbaren, der steigende Strom-
bedarf (insbesondere zur Sektor-Kopplung) 
und schlicht und einfach das Wetter; Fakto-
ren, die nur schwer beherrschbar und schon 
gar nicht sicher planbar sind. 

Soll die Energiewende gelingen, müssen die 
Ursachen bei der Wurzel gepackt werden. 
Eines der größten Hemmnisse ist der sto-
ckende Ausbau der Windenergie. Zentrale 
Herausforderungen sind hier die ausrei-
chende Bereitstellung nutzbarer Flächen, 
zu lange Genehmigungsverfahren und zu-
nehmende Klagen gegen den Bau von Wind-
kraftanlagen. Nach den Langfristszenarien 
des Bundeswirtschaftsministeriums (BMWi) 
sollen in Deutschland bis 2030 insgesamt 

80 GW Windenergie an Land installiert sein. 
Nach Einschätzung des Umweltbundes- 
amtes (UBA) wären 105 GW bis 2030 erfor-
derlich. Nach Angaben des UBA ist ausge-
hend „von etwa 55 GW aktuell installierter 
Leistung und einem erwarteten Rückbau  
alter Anlagen bis 2030 von etwa 20 GW (…) 
für eine installierte Leistung von 71 bis 105 
GW bis 2030 ein jährlicher Zubau von etwa  
4 bis 7 GW brutto erforderlich“ [1]. Im Jahres-
verlauf 2020 wurden in Deutschland an 
Land jedoch nur Windenergieanlagen mit 
einer Leistung von insgesamt 1,2 GW netto 
zugebaut, im Jahr 2019 waren es knapp 1 GW 
[2]. Auch in den ersten drei Quartalen  
dieses Jahres blieb der Netto-Anlagenzubau 
mit 1,2 GW überschaubar [3].

Ernsthafte Verminderung der 
Versorgungssicherheit

Hinzu kommen die witterungsbedingten 
Risiken der Stromproduktion aus erneuer-
baren Energien, die nicht reduzierbar sind. 
Dies hat sich neben der Entwicklung im  
ersten Halbjahr 2021 bspw. im Jahr 2016 
gezeigt, in dem die installierte Leistung 
der Windenergieanlagen höher war als 
noch im Vorjahr, die Stromerzeugung aber 
deutlich geringer (Abb. 3). Strom aus Wind- 
und PV-Anlagen kann nicht bedarfsgerecht 
erzeugt werden, daher ist eine ausreichen-
de Reserve- und Speicherstrategie erforder-
lich sowie ein grenzüberschreitender Aus-
gleich. 

Aber auch im europäischen Verbund ist das 
Potenzial beschränkt und die Wahrschein-
lichkeit, dass Lastspitzen europaweit zeit-
gleich auftreten ist hoch. Tendenziell steht 
nicht nur in Deutschland, sondern auch  
europaweit weniger gesicherte Erzeugungs-
leistung zur Verfügung. Dies stellt eine 
ernsthafte Verminderung der Versorgungs-
sicherheit dar. Wenn die Netze darüber  
hinaus spekulativen Eingriffen ausgesetzt 
sind, steigen die Risiken weiter. 

Quellen

*)	 https://www.bdew.de/presse/presseinformatio-

nen/massiver-ausbau-der-erneuerbaren-erforder-

lich-flaechenrestriktionen-gefaehrden-zielerrei-

chung/ 

[1]	 https://www.umweltbundesamt.de/themen/

klima-energie/erneuerbare-energien/

windenergie-an-land#flaeche

[2]	 Bundesverband Windenergie (BWE).

[3]	 https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/

files/medien/372/dokumente/11-2021_agee-

stat_monatsbericht_final.pdf

„et“-Redaktion

Entwicklung der Bruttostromerzeugung und installierten Leistung von Windenergieanlagen an Land 
in Deutschland  					           Quelle: BMWi auf Basis AGEE-Stat

Abb. 3

Drei-Jahres-Vergleich: Bruttostromerzeugung nach Energieträgern im 1. bis 3. Quartal - Strommengen 
nach Energieträgern 2019/2020/2021 			                                  Quelle: BDEW

Abb. 2
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